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SPD - Fachkongress " Fortschritt für die 90iger Jahre" 
Moderne Technik in einer humanen Arbeitswelt 

Forum 2 Qualifizierung für die Zukunft. 

Human Ressources als Wettbewerbsfaktor. 

Wesentliche Standortvorteile der Bundesrepublik Deutschland im inter­
nationalen Wettbewerb sind unbestreitbar: das hochentwickelte techni­
sche Know-how, die Innovations-und Problemlösungsfähigkeit, hervorra­
gend qualifizierte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer innen, eine gute ausge­
baute Infrastruktur sowie ein noch stabiles soziales Klima. Es gilt, 
diese Standortvorteile weiter auszubauen. Das betrifft vor allem die In­
vestitionen in das Humankapital - nicht zuletzt auch im ureigensten In­
teresse der Wirtschaft. Denn die Human Ressources werden immer mehr zum 
entscheidenden Wettbewerbsfaktor. 

Die Verteilung der Lebenschancen und Partizipationsmöglichkeiten in der 
Gesellschaft wird wesentlich durch das Bildungssystem beeinflußt. 

Die Weiterbildung muß dazu beitragen, diesen Verteilungsprozess offen 
zu halten und für größere Chancengerechtigkeit zu sorgen. 

Abgeleitet aus dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes ist Weiterbil­
dung daher als öffentliche Aufgabe zu begreifen, deren Wahrnehmung sich 
am Grundsatz der Subsidiarität orientiert. Staatliches und nichtstaat­
liches Handeln dürfen nach Auffassungen der DAG dabei nicht als unver­
einbare Gegensätze verstanden werden. Sie ergänzen sich vielmehr im Hin­
blick auf die Realisierung eines bedürfnis- und bedarfsgerechten Ange­
bots in der Weiterbildung. 

Betrieblicher und politscher Handlungsbedarf. 

Unternehmen, die ihre eigenen Fortbildungskonzepte mit Blick auf die­
sen Wandel unter partizipativer Beteiligung der Betroffenen und der Be­
triebsräte zukunftsorientiert entwickeln, werden in den 90er Jahren 
Wettbewerbsvorteile erlangen. Die Notwendigkeit einer systematischen 
betrieblichen Anpassungs- und Aufstiegsfortbildung ist heute allenta 
halben zwischen den Arbeitnehmervertretungen/Gewerkschaften und Unter­
nehmervertretungen unstrittig. Bei Planung und Ausgestaltung der be­
trieblichen Qualifizierung tun sich hingegen noch immer etliche Kon­
fliktfelder auf- zugleich aber auch Handlungs- und Gestaltungsfelder 
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für die Tarifparteien. So dürfen z.B. nach Auffassung der DAG betriebliche 
Weiterbildungsmaßnahmen nicht als weiteres Selektionsinstrument für "die 
Besten" angelegt sein, sondern sollten prinzipiell offen sein für alle fort­
bildungsinteressierten Beschäftigten eines Betriebes und noch mehr auf die 
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen eingehen: Anspruch auf Qualifikation 
für alle! 

Tarifverträge über zukunftsorientierte betriebliche Weiterbildung und Frau­
enförderung . 

Auch sind leider immer noch viele betrieblichen Bildungsmaßnahmen sehr eng 
gerätespezifisch angelegt; sie vermitteln bloßes Bedienerwissen. Die DAG 
setzt sich hingegen ein für die Vermittlung von auf dem Arbeitsmarkt generell 
verwertbaren Qualifikationen. Auch werden in der betrieblichen Wirklichkeit 
Frauen wegen der immer vorhandenen faktischen Unmöglichkeit einer Vereinbar­
keit von Familie und Beruf beim Zugang an betrieblichen Weiterbildungsmaß­
nahmen diskriminiert. 

Das alles unterstreicht die Notwendigkeit, mehr als bisher zu tarifvertrag­
lichen Vereinbarungen über die betriebliche Qualifizierung zu kommen. Die 
inhaltlich normativen Eckpunkte sollten tarifvertraglich, die betriebliche 
Umsetzung aber über Betriebsvereinbarungen geregelt werden. 

Qualifizierungsoffensive auf hohem Niveau: Ein politscher Handlungsauf­
trag. 

Nach Auffassung der DAG sollten staatliche Aktivitäten in der Weiterbildung 
insbesondere folgende Polikfeider umfassen. 

die Schaffung angemessener förderungsrechtlicher Regelungen (Arbeitsför­
derungsgesetz, Steuerrecht, Landesweiterbildungsgesetze), 

die bundeseinheitliche Regelung der Freistellung von Arbeitnehmern für 
Weiterbildungszwecke, 

die Sicherung der Transparenz von Weiterbildungsangeboten durch den Aus­
bau von trägerübergreifenden Beratungs- und Informationskapazitäten, 

Maßnahmen zur Sicherung der Qualität in der Weiterbildung, 

die Regelung der abschlußbezogenen beruflichen Weiterbildung auf der 
Grundlage des Berufsbildungsgesetzes, 

die Gewährleistung von Weiterbildungsangeboten in strukturschwachen Ge­
bieten (etwa im Rahmen der regionalen Strukturpolitik), 

die Initiierung und Förderung von Modellvorhaben, 

die Sicherung eines funktionsfähigen Wettbewerbs der Träger und die Ver­
meidung von Wettbewerbsverzerrungen. 

Förderungsrechtliche Regelungen haben dabei insbesondere die Funktion eines 
Anreizsystems, um gesellschaftlich erwünschte Qualifikationsprozesse aus­
zulösen, die Motivation für Weiterbildung zu erzeugen bzw. zu halten sowie 
die Inanspruchnahme von Angeboten zu erleichtern. 
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